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+++ Die neue BunDesministerin für nachhaltigkeit unD tourismus stellt sich vor +++
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haftung bei Betriebsausflügen



Neue RegieRuNg – Neues PRogRamm
Die neue Bundesregierung hat ein sehr ambitio-
niertes Regierungsprogramm vorgelegt. mit eli-
sabeth Köstinger, Bundesministerin für Nachhal-
tigkeit und tourismus, und Dr. heinz Fassmann, 
Bundesminister für Bildung, wissenschaft und 
Forschung, sind zwei ÖVP-Regierungsmitglieder 
mit Ressorts betraut worden, die auch für uns 
Landwirtschaftslehrerinnen von Bedeutung 
sind. Naturgemäß findet sich im Regierungspro-
gramm zum thema Bildung sehr Ausführliches. 

Da ist von der Aufwertung der elementarpädagogik 
die Rede, das differenzierte schulwesen soll erhal-
ten und ausgebaut werden. schulpflichtverletzun-
gen sollen stärker geahndet und die Bildungspflicht 
gesetzlich verankert werden. im Landwirtschaftsres-
sort ist die agrarische schulbildung eher ein Randthe-
ma, was, so hoffe ich, nur durch die größe und Vielfalt 
der Aufgaben begründet ist. immerhin möchte man 
auch hier mehr Bewusstsein für Lebensmittel und 
ernährung schaffen, sowie ernährungskompetenz 
und Verbraucherbildung im unterricht und in der 
Lehrerausbildung besser verankern. Dazu soll im Be-
reich der höheren schulen ein schulversuch mit dem 
schulfach ernährungskompetenz und Verbraucher-
bildung gestartet werden. 
man bekennt sich weiterhin zu einem eigenständi-
gen land- und forstwirtschaftlichen Bildungs- und 
Forschungssystem, in dem die landwirtschaftlichen 
Fachschulen, die höheren schulen bis hin zum hoch-
schulischen Angebot (z.B. hochschule für Agrar- und 
umweltpädagogik oder neue Agrar-Fachhochschule) 
eine wesentliche Rolle spielen und nachhaltig abgesi-
chert werden sollen. 
Die Vernetzung zwischen Bildung, wissenschaft und 
Praxis insbesondere in den themen umwelt, Kli-
ma, energie und tierwohl soll gefördert werden, um 
zukünftige herausforderungen wie etwa Klimawandel, 
Dürre etc. besser bewältigen zu können.
Als Zieldefinitionen für das gesamtressort sind  
auf gelistet:
1.  Bekenntnis zu einer wettbewerbsfähigen, multifunk-

tionalen und flächendeckenden österreichischen 
Land- und Forstwirtschaft auf der Basis bäuerlicher 
Familien

2. Bessere Absicherung für Land- und Forstwirte
3.  unsere hohen umwelt-, tierschutz- und Lebensmit-

telstandards schützen
4.  einrichtung einer task-Force „Zukunft Landwirt-

schaft und Lebensräume“

5.  Bekenntnis zu chancengleichen regionalen Lebens-
räumen – Ansiedelungen forcieren und infrastruktur 
ausbauen – mobilität fördern

6.  medizinische Versorgungssicherheit im ländlichen 
Raum gewährleisten

7. städte mit Zukunft und Lebensqualität

sozialPaRtNeRschaft wichtig!
Die österreichische sozialpartnerschaft ist seit Jahrzehn-
ten das erfolgsrezept der Zweiten Republik schlecht hin. 
sie hat sehr viel zum sozialen Zusammenhalt unserer 
gesellschaft beigetragen und Konsens vor Konflikten 
und Dissens gestellt. ich hoffe sehr darauf, dass dies 
auch von der neuen Bundesregierung weiter gepflogen 
wird, insbesondere wünsche ich mir das auch von unse-
rer neuen Bundesministerin im Ressort für Nachhaltig-
keit und tourismus. es gibt eine Reihe von anstehenden 
Problemen im dienstrechtlichen Bereich zu lösen. in der 
rot-schwarzen Regierung davor war hier zuletzt nur mehr 
stillstand zu vermerken. wir sind jedenfalls bereit, unse-
re expertise dazu einzubringen und werden den ersten 
schritt dazu setzen.
Bei Frau Bundesministerin elisabeth Köstinger möch-
te ich mich für ihren Beitrag in dieser Ausgabe unseres 
magazins herzlich bedanken und ihr für ihre große und 
verantwortungsvolle Aufgabe viel Freude und erfolg 
wünschen!

ihr/Dein
Dominikus Plaschg

voRwoRt
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Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Der Nachhaltigkeit  
jenen stellenwert geben, 

den sie sich verdient!
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ElisabEth KöstingEr, bundEsministErin für
 nachhaltigKEit und tourismus,

stEllt sich vor.

Ich bin selbst auf einem Bauernhof in 
Kärnten aufgewachsen und habe mich 
mein gesamtes politisches Leben mit 

jenen themen befasst, die im neuen 
Bundesministerium für Nachhaltigkeit 
und tourismus gebündelt sind. umwelt, 
Landwirtschaft, Forst, wasser, tourismus 
sowie energie und Bergbau unter einem 
Dach der Nachhaltigkeit. mit unserem 
neuen Regierungsprogramm bekennen 
wir uns klar zu einer wettbewerbsfähigen, 
multifunktionalen und flächendeckenden 
österreichischen Land- und Forstwirt-
schaft und zu unseren bäuerlichen Fami-
lienbetrieben. Nur mit der nötigen weit-
sicht und verantwortungsbewusster Pla-
nung können wir den ländlichen Raum 
weiterentwickeln. Der Bildungsbereich 
spielt dabei eine entscheidende Rolle.
Daher möchte ich mich bei ihnen als 
Landwirtschaftslehrerinnen und Land-
wirtschaftslehrer bedanken. sie haben 
einen wichtigen Anteil daran, dass unser 
agrarisches schulwesen so erfolgreich 
ist. An den höheren land- und forstwirt-
schaftlichen schulen gab es im vergan-
genen schuljahr rund 4000 schülerinnen 
und schüler, ein bisheriger Rekordwert. 
Die jährlich etwa 700 Absolventinnen 
und Absolventen verfügen nicht nur über 
umfassende einblicke in theorie und Pra-
xis von Land- und Forstwirtschaft, son-
dern auch über erstklassige berufliche 
Ausblicke. 94 Prozent der Absolventinnen 
und Absolventen stehen im erwerbsle-
ben. Das ist ein wert, der sich sehen lassen 

kann. Dazu kommen noch mehr als 13.000 
schülerinnen in den landwirtschaftlichen 
Berufs- und Fachschulen, wo jährlich 
mehr als 4000 als Facharbeiterinnen und 
Facharbeiter erfolgreich abschließen.  
in Zukunft möchte ich auch einen schwer-
punkt auf mehr Bewusstsein für Lebens-
mittel und ernährung im schulunterricht 
legen. Dazu wird die ernährungskompe-
tenz und Verbraucherbildung besser in 
der Lehrerausbildung verankert werden. 
Denn unseren Kindern sollen ernährungs-
kompetenz und Verbraucherbildung 
schon von klein auf mit auf ihren Lebens-
weg gegeben werden. Denn nur so lernen 
die Konsumentinnen und Konsumenten 
von morgen, dass ihre entscheidungen 
weitreichende Folgen haben. Der tägli-
che griff ins Lebensmittelregal bestimmt, 
wie unsere Landwirtschaft gegenwärtig 
und zukünftig aussehen wird bzw. ob 
unsere bäuerlichen Familienbetriebe in 
dieser Form überhaupt noch überleben 
können. wenn sich die Konsumentinnen 
und Konsumenten dessen bewusst sind, 
kann dies zu einer neuen und höheren 
wertschätzung für unsere Bäuerinnen 
und Bauern führen. 
Kompetenzzentren sind dabei unsere 
landwirtschaftlichen schulen, die ich 
in diesen Prozess vermehrt einbinden 
möchte. hier wird vermittelt, wie bewuss-
ter Konsum aussieht und wie Nachhaltig-
keit gelebt wird. seit 2016 gibt es etwa ein 
verpflichtendes Fach „Biologische Land-
wirtschaft“ an allen höheren schulen. Das 
vielfältige Angebot reicht von Landwirt-
schaft und ernährung über Lebensmittel- 
und Biotechnologie bis zum umwelt- und 
Ressourcenmanagement.
wir wollen unser einzigartiges agrarisches 
Bildungswesen auch in Zukunft erhalten 
und weiter ausbauen. wenn wir alle an 
einem strang ziehen, können wir der 
Nachhaltigkeit jenen stellenwert geben, 
den sie sich verdient hat. Nur gemein-
sam werden wir unser Land und unsere 
Regionen langfristig nach vorne bringen 
und die herausforderungen der Zukunft 
erfolgreich bewältigen! l

Der Nachhaltigkeit  
jenen stellenwert geben, 

den sie sich verdient!

V o n  
E l i s a b E t h  K ö s t i n g E r , 

b u n d E s m i n i s t E r i n  
f ü r  n a c h h a lt i g K E i t 

u n d  t o u r i s m u s 



Fo
to

: m
o

N
Ke

yB
u

si
N

es
si

m
Ag

es
/is

to
CK

/t
h

iN
Ks

to
CK

 

fRage & aNtwoRt
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voRaussetzuNg PeNsioNskoNto
Ab 1. 1. 1955 geborene Personen – nur diese 
haben ein Pensionskonto – können Kindererzie-
hungszeiten, die ab dem Jahr 2005 vorliegen, 
freiwillig „splitten“.
Das bedeutet, dass der elternteil, der sich nicht 
der Kindererziehung widmet und zeitgleich voll 
seiner erwerbstätigkeit nachgeht, bis zu 50 Pro-
zent seiner im jeweiligen Kalenderjahr erwor-
benen und auf dem Pensionskonto vermerk-
ten teilgutschrift an den kindererziehenden 
elternteil übertragen kann. Die Übertragung 
auf den erziehenden elternteil ist jedoch nur 
bis zur Jahreshöchstbeitragsgrundlage möglich  
(z.B. 2018: 5.130 euro).

Bis zu sieBeN JahRe PRo kiND
Pro Kind können bis zu sieben Jahre an teil-
gutschriften übertragen werden, bei mehreren 
Kindern bis zu maximal vierzehn Jahres-teil-
gutschriften. Die Übertragung hat bis zur Voll-
endung des zehnten Lebensjahres des (letzten) 
Kindes zu erfolgen. 

laNge aNtRagsfRist
Liegen die geburten der beiden letzten gemein-
samen Kinder nicht mehr als zehn Jahre ausei-
nander, erstreckt sich die Antragsfrist für alle 
davor geborenen gemeinsamen Kinder bis zum 
vollendeten zehnten Lebensjahr des zuletzt 
geborenen gemeinsamen Kindes. Als gemeinsa-
me Kinder gelten die leiblichen Kinder, Adoptiv- 
und Pflegekinder.

wo wiRD Die ÜBeRtRaguNg BeaNtRagt?
Vertragslehrerinnen beantragen die Übertra-
gung mit einem formlosen schreiben bei ihrer 
Pensionsversicherungsanstalt. Die Vereinba-
rung über das freiwillige splitting der Konto-
gutschrift der beiden elternteile ist schriftlich 
beizubringen.

Pragmatisierte Lehrkräfte beantragen die Über-
tragung bei ihrem Dienstgeber, die Konto-teil-
gutschriften wirken sich nur auf den „Neuast“ 
der Pension aus (= APg-Ast).

eine ehe der Kindeseltern ist nicht Vorausset-
zung. ein widerruf ist nicht zulässig, auch im 
Falle einer scheidung oder trennung nicht. l

Pensionssplitting 
V o n  d o m i n i K u s  p l a s c h g

ich habe seit einiger Zeit wieder meinen Dienst als 
Lehrerin angetreten, habe mich aber relativ viele Jah-
re der erziehung meiner Kinder gewidmet. mein ehe-
partner konnte sich in dieser Zeit voll dem erwerbs-
leben widmen. im gespräch mit einer Kollegin wurde 
mir die Auswirkung dieser tatsache auf meine zu 
erwartende Pension bewusst. sie berichtete mir von 
der möglichkeit des Pensionssplittings. was ist das 
genau?

um den finanziellen Nachteil für jenen elternteil, 
der sich ausschließlich der Pflege und erziehung der 
gemeinsamen Kinder widmet, zumindest teilweise zu 
reduzieren, wurde das sogenannte Pensionssplitting 
geschaffen.

antwort:

fragE:
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Recht

diE fragE, ob sich dEr vErsichErungs-
schutz dEr gEsEtzlichEn unfallvEr -

sichErung auch auf bEtriEbsausflügE
ErstrEcKt, Kann immEr nur im EinzEl-

fall bEantwortEt wErdEn.

Nach den einschlägigen gesetzlichen Bestim-
mungen sind Arbeits- bzw. Dienstunfälle 
solche unfälle, die sich im örtlichen, zeit-

lichen und ursächlichen Zusammenhang mit der 
die Versicherung begründenden Beschäftigung 
ereignen (§ 175 AsVg bzw. § 90 B-KuVg). Bereits aus 
dieser Formulierung erfließt, dass der gesetzgeber 
bewusst von einer klaren, aber damit auch starren 
gesetzlichen Regelung abgesehen hat und einer 
flexiblen, einzelfallbezogenen spruchpraxis, die 
den vielschichtigen Lebenswirklichkeiten der öster-
reichischen Arbeitswelt Rechnung zu tragen geeig-
net ist, den Vorzug eingeräumt hat. immer wieder 
bereitet dabei auch die Frage Probleme, inwieweit 
betriebliche gemeinschaftsveranstaltungen unter 
unfallversicherungsschutz stehen. 

gemeiNschaftsveRaNstaltuNg
Der Zweck einer betrieblichen gemeinschaftsver-
anstaltung muss darin liegen die Verbundenheit der 
mitarbeiter mit dem unternehmen bzw. der mitar-
beiter untereinander zu fördern. Dieser Zweck bringt 
eine betriebliche gemeinschaftsveranstaltung 
überhaupt erst in die Nähe eines Zusammenhan-
ges mit der „die Versicherung begründenden tätig-
keit“. Der oberste gerichtshof hat diesbezüglich in 
einer jahrzehntelangen Judikaturlinie zum einen 
die grundsätzliche erstreckung des unfallversiche-
rungsschutzes auf betriebliche gemeinschaftsver-
anstaltungen bejaht, gleichzeitig aber auch kon-
krete Parameter aufgestellt anhand derer die Frage 

des Versicherungsschutzes im konkreten einzelfall 
zu prüfen ist: so stehen betriebliche gemeinschafts-
veranstaltungen wie Betriebsausflüge insoweit 
unter Versicherungsschutz als die teilnahme an die-
sen Veranstaltungen ein Ausfluss der Ausübung der 
versicherten erwerbstätigkeit ist. es muss sich dabei 
um eine gemeinschaftsveranstaltung handeln, die 
allen Betriebs- bzw. Dienststellenangehörigen zur 
teilnahme offensteht und an der auch alle teilneh-
men sollen, auch wenn dies ohne ausdrücklichen 
Zwang erfolgt. es muss daher auch eine gewisse 
mindestbeteiligung vorliegen. Die Betriebsveran-
staltung muss vom Betriebsleiter selbst veranstal-
tet, zumindest aber bei der Planung und Durch-
führung von seiner Autorität getragen werden. Der 
Betriebsleiter kann die Planung und organisation 
des Betriebsausfluges wohl dem Betriebsrat oder 
dem Dienststellenausschuss überlassen, allerdings 
hat er sich die Kontrolle und ausdrückliche endgül-
tige Bewilligung in den einzelheiten in seiner sphäre 
vorzubehalten. Die gänzliche oder zumindest teil-
weise Übernahme der Kosten, die Durchführung 
des Ausfluges während der Dienstzeit oder zumin-
dest die gewährung eines arbeitsfreien tages sind 
weitere wichtige indizien, die für die Annahme 
sprechen, dass eine gemeinschaftsveranstaltung 
unter unfallversicherungsschutz steht. wenn nicht 
alle Kriterien gleichermaßen vorliegen, so muss dies 
noch keinen Versicherungsausschluss bedeuten, 
sondern ist eine gesamtabwägung dahingehend 
vorzunehmen, in welcher intensität die gemein-
schaftsveranstaltung betrieblichen Zwecken dient 
und in welchem umfang außerbetriebliche, priva-
te interessen beteiligt sind. sportliche Betätigung 
können im betrieblichen interesse liegen bzw. der 
Betriebsverbundenheit dienen. unter Versiche-

rungsschutz stehen sie aber 
auf jeden Fall nicht mehr, 
wenn die sportliche Betäti-
gung „wettkampfcharakter“ 
aufweist, wie dies beispiels-
weise bei Fußballturnieren 
oder skirennen der Fall ist. 
 l

V o n  m a g . E d g a r  W o j t a

Betriebsausflug 
und unfall- 

versicherungschutz
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kann die Kollegin aber weiterarbeiten und das zuste-
hende entgelt in voller höhe dazuverdienen. Das 
monatliche einkommen erhöht sich dadurch stark, 
weil Pensionsleistung und entgelt sich summieren. 
Allerdings steigt auch die abzuführende einkom-
mensteuer dementsprechend stark an.
Diese Variante ist hauptsächlich dann zu emp-
fehlen, wenn eine eher kurze Zeitspanne vom 60. 
Lebensjahr bis zum Übertritt in die Pension zu 
überbrücken ist. 
Vorteile: 
•  Bezug der Pensionsleistung gleichzeitig mit dem 

entgelt – doppelte gage
•  ein besonderer Höherversicherungsbetrag wird 

erworben (dieser wir jährlich berechnet; er ist 
allerdings geringer als die erhöhung der Pensions-
leistung durch die Pensionsbeiträge)

Nachteile: 
•  stark erhöhter Anfall bei der Einkommensteuer, 
•  es sind weiterhin Pensionsbeiträge einzuzahlen, 
•  die Pensionsbeiträge werden nicht in voller Höhe 

wirksam, sondern nur über den besonderen 
höherversicherungsbeitrag

•  ein Pensionsbonus kann nicht erworben werden

vaRiaNte 3 – halBieRuNg Des  
PeNsioNsBeitRages
wenn vertragsbedienstete Kolleginnen für längere 
Zeit über das 60. Lebensjahr hinaus im Dienst blei-
ben wollen, dann empfiehlt sich beim Dienstgeber 
die halbierung des Pensionsbeitrages zu beantra-
gen. Dazu muss meistens von der Pensionsversi-
cherungsanstalt (PVA) bestätigt werden, dass der 
Pensionsanspruch besteht, aber keine Pension 
bezogen wird. (Bundesländerunterschiedlich wird 
diese Bestätigung vom Dienstgeber verlangt)!
weil die Alterspension trotz erfüllung der wartezeit 
bzw. mindestversicherungszeit erst nach erreichen 
des Regelpensionsalters in Anspruch genommen 
wird, erhöht sich die Leistung für die monate der 
späteren inanspruchnahme aliquot, insgesamt pro 
Jahr um 4,2 Prozent.
Zusätzlich wird durch das aufrechte Dienstverhält-
nis für den Zeitraum, für den die erhöhung gebührt, 
der Anteil des Dienstnehmers und des Dienstgebers 
am Pensionsversicherungsbeitrag jeweils um die 
hälfte reduziert. Bei der späteren Pensionsberech-
nung werden jedoch weiterhin die vollen Beitrags-
grundlagen herangezogen und zusätzlich erhöhen 
die monatlich zu leistenden Pensionsbeiträge die zu 
erwartende Pensionsleistung weiterhin!  l

Weibliche Vertragsbedienstete, die einen 
Pensionsanspruch erworben haben, das 
60. Lebensjahr vollendet, aber das 63. 

Lebensjahr noch nicht vollendet haben, können 
seit 1. Jänner 2017 aus drei verschiedenen Varian-
ten wählen, wenn sie weiterhin im Dienst bleiben 
wollen.
1.  Es bleibt alles wie es ist, oder
2.  doppelte gage – auszahlung der erworbenen 

Pensionsleistung und des Entgeltes, oder
3.  halbierung der Pensionsbeiträge für dienst-

nehmerin und dienstgeber.

vaRiaNte 1 –  
es BleiBt alles wie es ist
Kein administrativer Aufwand, aber ungünstig, weil 
„geld verschenkt“ wird!

 vaRiaNte 2 – DoPPelte gage
wenn eine weibliche Vertragsbedienstete einen 
Pensionsanspruch erworben hat, das 60. Lebens-
jahr vollendet und das 63. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, kann der ihr zustehende Pensionsan-
spruch in voller höhe bezogen werden. gleichzeitig 

halber  
Pensionsbeitrag  

oder doppelte Gage?

iNfoRmatioN

V o n  i n g .  a l f o n s  b u r t s c h E r
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voRaussetzuNgeN 
Förderbar sind Zeiten von Ausbildungen, die wäh-
rend aufrechter mitgliedschaft (Beitragswahrheit) 
absolviert wurden und der Zeitpunkt des Ansuchens 
innerhalb der mitgliedschaft liegt. 
Der Bildungsförderungsbeitrag wird gewährt für 
• Grundausbildungen/Dienstprüfungskurse 
•  Kurse, Aus- und Weiterbildungen, sowie (Fach-)

hochschullehrgänge zum Zweck der beruflichen 
weiterentwicklung, die nicht durch Dienstgeber 
vorgeschrieben oder nicht von der gÖD bzw. dem 
ÖgB kostenfrei angeboten wurden. 

Nach ects BemesseNe ausBilDuNgeN1 
Für Ausbildungen, welche nach dem Bologna-
modell in eCts-Punkte bewertet sind, gebührt 
bei erfolgreichem Abschluss ein Förderbetrag von  
75 euro pro Regelstudienjahr (entspricht 60 eCts).

Nach zeit BemesseNe ausBilDuNgeN
siehe tabelle rechts

BeRechNuNg DeR aus- Bzw.  
foRtBilDuNgsDaueR 
•  Eintägige Bildungsveranstaltungen (mindestens 

zwei), können pro Jahr mit einmalig 45 euro 
gefördert werden. 

•  Bei Ausbildungen in modularer oder geblockter 
Form, wird die gesamtsumme der Kurs tage zu 
grunde gelegt. 

•  Für Ausbildungen, welche vom European Credit 
transfer and Accumulation system (eCts) erfasst 
sind, werden die im Diploma supplement ausge-
wiesenen Credits herangezogen. 

maximale föRDeRBetRäge 
•  Nach Tagen bemessene Ausbildungen maximal  

100 euro pro Kalenderjahr. 
•  Nach ECTS bemessene Abschlüsse 75 Euro pro Aus-

bildungsjahr der Regelstudienzeit. 
•  Lehrabschluss, Abschlüsse an Krankenpflegeschu-

len: 60 euro für jedes Ausbildungsjahr. 
•  Studienberechtigungsprüfung, Berufsreifeprü-

fung: einmalig  75 euro 
•  ExternistInnenenreifeprüfung: einmalig  130 Euro 
•  Kurse und Fortbildungen für im Ruhestand befind-

liche Kolleginnen: 45 euro pro Jahr. 

Die Förderung wird jeweils nach Abschluss der Aus-
bildung gewährt und auf die Zeit der aufrechten 
mitgliedschaft während der Ausbildung angerech-
net. eine Antragstellung ist bis längstens einem Jahr 
nach Abschluss möglich. l

nEu für ausbildungsabschlüssE 
ab 1. JännEr 2018 

GÖD-Bildungs- 
förderungsbeitrag 

Ausbildungsdauer Betrag neu Betrag bisher

2 Tage bis 2 Wochen 45 € (30 €)

mehr als 2 Wochen bis  
6 Monate

60 € (45 €)

mehr als 6 Monate bis 1 Jahr 75 € (60 €)

mehr als 1 Jahr bis 2 Jahre 150 € (75 €)

mehr als 2 Jahre bis 3 Jahre 225 € –

mehr als 3 Jahre 300 € (180 €)

V o n  i n g .  a l f o n s  b u r t s c h E r

1  Zum Nachweis der eCts ist dem Ansuchen der Diplomzusatz (Diploma supplement - Ds) vorzulegen
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telefonische adressenberichtigung: 01/534 54-139
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Ein Ersuchen des Verlages an den Briefträger:
Falls Sie diese Zeitschrift nicht zustellen können, teilen Sie uns bitte 

hier den Grund und gegebenenfalls die neue oder richtige Anschrift mit.

Name

Straße     Nr. 

Postleitzahl  Ort

gewerkschaftsbeiträge, die bereits bei der lau-
fenden Lohnverrechnung berücksichtigt wor-
den sind (ersichtlich auf dem Bezugszettel unter 
Abzüge), mussten bisher auf dem Antrag zur 
Arbeitnehmerveranlagung (bzw. der einkom-
mensteuererklärung) nicht noch einmal an-
gegeben werden.
äNDeRuNg 
mit der Veranlagung für das Kalenderjahr 2016 ist 
diesbezüglich eine Änderung eingetreten. unter 
der Kennzahl 717 sind „gewerkschaftsbeiträge 
und sonstige Beiträge zu Berufsverbänden und 
interessenvertretungen – tatsächlich zustehender 
Jahresbetrag – ausgenommen Betriebsratsumla-
ge“ einzutragen.

Das bedeutet:
•  Wenn außer dem bereits bei der Lohnverrech-

nung berücksichtigten gewerkschaftsbeitrag 

keine sonstigen Beiträge geltend gemacht wer-
den, besteht keinerlei handlungsbedarf.

•  Wenn neben dem Gewerkschaftsbeitrag jedoch 
„sonstige Beiträge zu Berufsverbänden und inter-
essenvertretungen“ steuerlich geltend gemacht 
werden, muss bei der Kennzahl 717 der gesamt-
betrag aller derartigen Beiträge (also inkl. dem 
bereits bei der Lohnverrechnung berücksichtig-
ten jährlichen gewerkschaftsbeitrag) angegeben 
werden. geschieht das nicht, werden die bereits 
berücksichtigten gewerkschaftsbeiträge wieder 
zum einkommen addiert und nachversteuert.

Die gewerkschaft bemüht sich, für zukünftige Ver-
anlagungen eine Vereinfachung zu erreichen. l

V o n  
i n g .  a l f o n s  
b u r t s c h E r

willKommEn in dEr gEwErKschaft öffEntlichEr diEnst – 
bundEs vErtrEtung 27 – gEwErKschaft dEr landwirtschaftslEhrErinnEn 

Marina FÄRBERBÖCK, BEd – LBFS Mauerkirchen (OÖ)

Viel erfolg und dAnke für  deine  SolidArität!

offeNleguNg gemäss meDieNgesetz § 25
wirtschaftsbetriebe ges. m. b. h. der gewerkschaft Öffentlicher Dienst, 1010 wien, teinfaltstraße 7. unternehmensgegenstand: Führung der wirtschaft-
lichen tätigkeiten, insbesondere der wirtschaftsbetriebe der gewerkschaft Öffentlicher Dienst. geschäftsführung: otto Aiglsperger. einziger gesell-
schafter: Bildungs- und Presseverein der gewerkschaft Öffentlicher Dienst. sitz: wien. Betriebsgegenstand: herstellung und Verarbeitung sowie Verlag 
literarischer werke aller Art. Die Blattlinie entspricht jenen grundsätzen, die in den statuten und der geschäftsordnung der gewerkschaft Öffentlicher 
Dienst (Fassung gemäß Beschluss durch den 17. Bundeskongress der gÖD) festgehalten sind.

Gewerkschafts- 
beitrag steuerlich 

absetzen
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